
'1',. Beiblatt J';eiblatt,zlj!r Par1eeeAttskorrespondenz 17. März 1954 

158/J Al1frage 

der Abg, Dr. P f e i f er" H art 1 e b, Z eil 1 i n ger und Ge­

nossen 

an den Bundesminister für Justiz, 

betreffend die Wahrung der Einheitliohkeit der Reohtspreohung auf dem Gebiete 

des Arbeita- (Dienst.)reohtes. 

-...... -... 
In unserer Anfrage an den Bundesminister für Justiz vom 30~ -Oktober 1953, 

Zl. 8l/J; betreffend die Wahrung der Einheitlichkei-t der Reohtsprechung auf 

dem Gebiete des Arbeits-(Dienst-)reohtes haben wir darauf hingewiesen, daß das 

österreiohische Prozeßreoht mit gutem Grunde besondere Normen zur Wahrung der 

Einheitliohkeit der Reohtsprechung geschaffen habe; denn von dieser Einheit­

liohkeit der Rechtsprechung hängt die Reohtssicherheit ab. 

Wir haben diesen Hinweis näher begründet und dazu Unter Anführung von Bei­

spielen'ausgeführt, daß in der Reohtsprechung des Obers~en Gerichtshofes in 

jüngster Zeit auf arbeitsrechtlichem Gebiet in grundsätzlichen Fragen so wider­

sprechende; Entsoheidungen zu verzeichnen seien, daß angenommen werden müsse, daß 

die Vorsohriften der Instruktion vom 7.8.1872 zur Wahrung der Einheitlichkeit 

der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes nicht beachtet und Plenarbe­

sohlüsse nicht eingeholt worden seien. 

In der auf diese Anfrage erteilten Antwort vom 20. November 1953, Nr.67/AB, 

~rde zwar in Ubereinstimmung mit der Anfrage gesagt, daß die Entscheidung eines 

Plenarsenates nur dann zwingend vorgesohrieben ist, wenn von einer in das 

Spruchreportorium eingetragenen Entscheidung abgegangen werden soll, nic~t 

aber die entscheidende Frage behandelt, daß das Spruohrepertorium zur Wahrung 

der Einheitlichkeit der Rechtsprechung geschaffen worden ist, daß grundsätz­

liche Entsoh~idungen auf dem Gebiete des Zivilreohtes und des Zivilprozesses 

in das Spruchrepertorium aufzunehmen sind, daß der Oberste Gerichtshof diese 

Verpfliohtung mehr und meltJlr vernachläßigt und daß daher gegen dje sen 'Ube1stand 

'wirksame Maßnahmen,ergriffen werden müssen. (Vgl. hiezu die Ausführungen dos 

Senatspräsidenten Dr. Wahle im Vorworte zu dem Werke "Die Ju.dikate und Sprüc1'le 

des Obersten Gerichtshofes seit seinaID Bestande"f Manz 1950, insbesonder$ 
.. ., , ., 

J 
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'14. :Beiblatt Beiblatt zur Par1amentskörre§pondenz 11. März 1954 

s. XXXllff.) Denn es ist evident, daß widcrspreohenQe Entscheidungen des 

Obersten Gerichtsh~es keineswegs zur Rechtssioherhel$ beitragen. diese viel­

mehr und mit ihr die Gleichh.eit vor dem Gesetz untersraben. 

Von di3 ser Auffassung war bereits die Ah. Entschließung vom 3. Oktober 

1854, Nr. 19.153, geleitet, ,in welcher es heißta 

"Ich mache es meinem Präsidenten des Obersten Gerichtshofes zur Pflicht, 

die Beschlüsse einzelner Senate, welcheder,L einmal gefaSten Reohtsgrundsätzen 

widersprechen oder offenbar akten- oder gesetzwidrig sind. bis zu deren Aus­

fertigung an das Untergericht oder an die Parteien einzustellen und eine neuer­

liche Beratung in einem verstärkten Senat von 15 Mitgliedern anzuordnen •••• 

Von früher angenommenen Reohtsgrunds~tzen darf in eifte;r AbteilUng von 

7 Mitgliedern nicht abgewichen werden. Sollte elnaeterenteine gegenteilige 

Rechtsanacht vertreten zu mUssen eraohten, $0 hat er hievon rechtze~tig don 

. Präsidenten in KElnntnis zu, setzen, damit dieser die Beratung in einek größeren 

Senat anordnen kann." 
, 

Nun ist der Oberste Gerichtshof auf einem anderen Gebiete des Arbeits-

(Dienst-)rechtes in grundsätzlichen Rechtsfragen ahemals von seinen früheren 

Entscheidungen abgegangen und ha~ das gerade Gegenteil ausgesprochen. 

·N~~hin seiner Entsöheidw"g 4: Ob: 13153 vom 17.2.1953 z~B. erkannte der 

Oberste Gerichtshof, daß ein wegen seiner Zugehörigkeit zur NSDAP a.1s angeb­

iicher, i'Il1egaler tl . a.ußer Dienst gestellter Beamter der Vsterreichischen Bundes­

bahnenAnspruch a\1f die Aktivitätshe21üge für die Zeit von der Aufhebung seiner 

Dienstentlas'sung gem. dem NSG. 1947 (lI. Hauptstück Absohnitt IIPkt. 6 Abs.2) 

bis zu seiner P03nsionierung habe. Ausdrücklich woist er darauf hin; daß er 

schon in f~üheren Entscheidungen (v. 20.9.1951, 4 Ob 107/51, vom 12.3.1951, 

4 Ob 29/51, vom 24.2.1951,'4 Ob 24/51) die Ansicht der Revisionswerberin, der 
Kläg~rhabe nur An~prl1ch auf die n'ach § 3 Beamten ... tJbel"lei tungsgesetz be-

.' "''\ "', ,.'.' I. . • 

messenen Gehaltsvorschüss9, nicht gebilligt habe, daß diese Gesetzesstelle 

und die da~u ergangenen Erlässe nur die Höhe der Vorsohußzah1ungen an die nicht 
j • ~',. • • 

in . Ve1'!endungg~nommenen ~~dienst eten regle, ?hne über die Frage .ll.ufschluß zu 
. a.ufhohere. BezugG zu. ergaJlzen sein werden. Dl.e Fraee..l.ar(l1che Aktivbe!ilae 
geben, unter welchen Voraussetzungen dlB se Vorscbüsse'eJ.nem örfentll.cliIDl An- . 

, ; 
gestellten zust~hen, ergeb'e sich aus der Natur des betreffenden Dicnstver-

. . 

~ltnisses und den dafür geltenden gesetzlichen Best~u.ngen. Der Kläger habe . . 

a1~0 Anspruoh auf Verrechnung der Bezugsvorschüsse mit den ihm zustehenden 

.Akti vbe zügen,. 
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'. 
15. Beiblatt B~ib1att zurPar1nmentskörrespondenz, 17. ll,[ärz 1954 

4uoh in zah1reiohen and~ren En~sch~idungen ({zum Beispi~l 4 Ob 7/4a 
(zitiert in der Entscheidung 4 Ob 151/53 vom 21.l0t.1953), 4 Ob 64/50 VOIn 

22:.5c1951 (ÖJZ13/Sl s. 336),4 Ob 102/50 (zitiert in der vorstehenden Ent .... 

scheidung 64/50), 4 Ob 84/50 vom 18.1:2.1950 (ÖJZ 8/51 S. ~95), 4 Oll 54/51 vom 

22.5.1951 (Jur.B1. 23/51 S~76) ) hat der Oberste Gerichtshof sich hinsioht-
. ' 

lich der nicht in Verwendnng genommenen Vertrags bediensteten CSffent1ich-racht-
, I 

licher KCSrperschaften in demselben Sinne ausgesproohen nndinsbesondere erkannt, 

daß die dienstrechtlichen. Ansprüche solcher Bediensteten, die dem Arboiter­

kammergesetz unt-erliegenund "minderbela.stet" sind, nach <lem WSG. 1947 zu be ... 

Urteilen und zu behandeln sind~ (Die Bundeabahnb8diensteten unterlieS0n dar Bei­

tragspflicht zur Arbeiterkammer.) 

In diamentra1em'Gegensatz zu dieser ständigen Rechtsprechung hat .der Oberste 

Geriohtshof in seiner Entscheidung vom 20.10.1953, 4 Ob 151/53, ausgesprochen, 

daß auf den Kläger, der, ohne in den neuen Dienststand ausdrüoklioh übernomman 

worden, zu sein; bis 28.3.1946 als J3ahnhofsvorstand Dienst versehen hat, an die­

sem Tage auf Be1eh1 0iner Besatzungsmacht vom Dienst enthoben und erst mit 31,1, 

1949 gem. § 8 (2) Beamten-tlberleitungsgesutz in den Ruhestand versetzt wurde, 

von der Enthebung bis zur Pensionierung § 3 (2) Beamten-tlber1eitnngsges~t? gem" 

§ '12 Beamten,;..ttber1eitungsgesetz ohne Rücksicht darauf anzuwenden sei., ob das 

Dienstverhältnis auf dem öffentlichen Recht oder auf einem Dienstvertrage beruht, 

und daß der Kläger keinen Anspruoh auf Dienstbezüge habe. 

Dabei hat er es tmterlassen, si eh eindeutig und klar über die wesentliche 

Frage auszusprechen, welcher Dienstvertr~g für das zweifellos bestandene vertrag~ 
, , 

liche Dienstverhältnis des Klägers Geltung hätte (denn nur bei Bestand eines sol-

, chen Vertragsverhältnisses kommt seiner Uberschrift ;lll:\ch § 12 Beamtel:.i.·- j ber1eitungs­

gesetz zur Anwendung), ferner sich mit der entscheid(jtnden Frage auseint:tn'derzu .. 

S8tz~~, ob der Erlaß des Bundesministers für Finanzen, der ausspricht, da.ß die an. 

nicht in Verwendung genommene Beundesbahnbediensteta gern. § 3 (2) Beamten-Uber­

leitungsgesetz gezahlten Vorschüsse ke ine Vorschüsse t sondern nicht abrC3oh(J!lb~'T8 

BezUge sind, dem Wortlaut des Gesetzes und der' klaren Absicht des Gesetzgebers 

C§ 6 AbGB.) nicht widerspricht, und Ii;lndlich die grundsätzliche Frf\ge zu erCSrtorn~ 

warum - im Gegensatz zu früheren Entsoheidungan - die Ansprüche des Klägers cls 

Bundesbahnbodiensteter nicht nach dem Wirtschaftssäuberungsgesetz zu beurteilen 

sind, obwohl mindestens 2 Revisionen (nnter d an Zln. 4 Ob 190/53 und 244/53) ge­

gen Urteile der unteren Instanzen, die diese Frage bejahen, anhängig,sind .. 
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16. B<3iblett Beiblatt zur Parlamentskorrespond~nz 170 März 1954 

Diese überrasohende Entscheidung,und ihre sich zum Teil wid~rsprechende 

(einerseits ist der Kläger Vertragsbedi~nsteter, anderseits hat er keinen Ver­

trag) und in der Hauptsache unvo11ständige Begründung erweoken den Eindruc~, 

daß für sie nioht rein rechtliche, sonl ern ander,e, insbesondere staatsfinanzü:1-

1e Gründe maßgebend gewesen sind, die dia Revision der Finanzprokuratur in auf~ 

fallendor und unzulässiger Weise hervorgehoben hat, und läßt befürchten, daß 

sioh der Oberste Gerichtshof und ihm folgend die anderen Gerichte in Fällen, 

in e,lenen die rechtlichen Belange einzelner eider mehrerer Staatsbürger die fis­

kalischen Interessen des staates berühren, immeT, häufiger von ihrer Aufgabe, 

unabhängige und unangreifbare Wahrer des Rechtes zu sein, entfernen. 

Vor einem Abgehen von den früheren Entschoidttn€en des Obersten Geriohts­

hofes in den zur Beurteilung stehenden grundsätzlichen Fra.gen wäre es im Sinnü 

der früher angeführten ~h. Entschließung vom 3.10.1854 zur Wahrung der Einheit-
" 

licHge~der Rechts~echung und der Rechtssicherheit zweifellos geboten gewesen, 

di(;l Entscheidung eines Plenarsenates des Obersten Geriohtshofes herbeizuführen 

und d~ so" SO dann gemäß§ 1 der Instruktion vom 29.6.1872 mindestens ,in das 

Spruchrepertorium einzutragen. 

Di~ gef~rtigten Abgeordneten stellen dah~r an d~n Herrn Bundesminister 

für Justiz die 

A n fr a g el 

Ist der 'Herr Bundesmin~ster bereit, 

1. dahin zu wirken, daß die Ab. Entschließungen vom 3.10.1854, Nr. 19.15}, so­
wie die Instruktion des Präsidenten des Obersten Gerichtshofes vom 7.8.1872 
zur F~runs eines Spruchrepertoriums und des Judikatenbuchi38 in Zivilsachen 
auch von ddm arbeitsrechtlichen Senat des Obersten Gerichtshofes eingehalten 
wird; 

2. zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung und Abwehr unzulässiger 
fiskalischer Einflüsse auf dieselbe auf Grund des § 16 lit. f des kais. Pa­
tents vom 7.8.1850, RGBl. Nr. 325, übernachfolgenda ungeklärte oder st~itti-I 
ge Fragen die Fassung eines Plenarbeschlusses zu beantragen. 

.' . . 
a.) ob das Dienstve'rhältnis der nicht in Verwendune genomm<Joon minderbelasteten 

l3u.ndesbahnbodiensteten nach dem Wirtschaftssäuborungsgesetz 1947 oder nach 
dem Beamten-tfberleitungsgesetz zu beurteilen ist; , 

b) welohGr Dienstvertrag und welche Bezüge für die bezeichneten Bediensteten ge1-
ten(§ 1 Beamten-U'berbitungsgesetz);,. ," ' ,,' ','~';, , 

c) ol) ,die orwähnten BundosbahnbedienstetenAnspruch aufVerreohnup.gdererhalte­
"'nen Bezugsvorschüs5o mit den ihnen zusteb.,::nden Aktivbezügen haben (§ } Aba.' 

2 Beamten-tfberleitungsgesetz) f '" ',' "" " 

, , 

,Zu diesem Zweck.:! hätte der Plenarsonat die Uberprüf~ der Gesetzmäßig-
ke~i t j..,ner Erlässe des Bundesministers für Finanzen (vom 12.7.1950, Zl. 

,50.716/24/50, und, :frühere)'- die aussprechen, dal'j die an nicht in Verwendung 
genommene Bundesb?hnbedienstete gem. § 3(2) Beamten-'Uberleitungsgesotz ge­
zahlt en VorsohUsse keine Vorschüsse, sondern nichte.brechenbare Bezüge 'sind, 
beim Vorf'assungsgeriohtshof zu beantragen (Art. 139 13.-VG.). , ' , 

-.~ .......... .. 
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